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			CFK muss wieder vor Gericht 

			Ex-Präsidentin wird Korruption und Geldwäsche vorgeworfen
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			Cristina Kirchner am Rande eines der Gerichtstermine im vorigen Jahr. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Das neue Jahr beginnt für Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner wie das alte aufgehört hat: im Dauerclinch mit der Justiz. Die Gerichtsferien waren kaum zu Ende, da brachten Bundesrichter Claudio Bonadio und Staatsanwalt Carlos Rívolo eine neue Vorladung für die einstige Staatschefin sowie mehrere ihrer Familienangehörigen und Geschäftspartner auf den Weg. 

			Es geht um die Vorwürfe der Korruption und Geldwäsche im Zusammenhang mit den Hotels der einstigen Präsidentenfamilie in Santa Cruz, die die Justiz seit einer Anzeige der Abgeordneten Margarita Stolbizer (GEN) untersucht. Am 7. März wird Kirchner nun im Gerichtsgebäude „Comodoro Py“ im Buenos Aires-Stadtteil Retiro erwartet, um in der Causa „Los Sauces“ - so der Name der Immobilienfirma der Kirchner - vernommen zu werden. Für die peronistische Politikerin ist es bereits die dritte Vorladung vor Gericht, der sie seit ihrem Ausscheiden aus dem Präsidentenamt vor etwas über einem Jahr nachkommen muss.

			Bonadios aktuelle Anordnung erfolgte nach der Auswertung der Geschäftsbücher von „Los Sauces“ sowie der Konten, die das Unternehmen bei der Banco Santa Cruz besitzt. Die Ermittler kamen dabei zu dem Schluss, dass die Familie Kirchner bis 2014 rund 20,2 Millionen Pesos als vorausbezahlte Dividenden aus dem Firmenvermögen abgezogen habe - mehr als die Einnahmen des Betriebs eigentlich hergegeben hätten, wie die Zeitung „Clarín“ auf nicht näher bezeichnete Justizquellen berichtet. 

			Insgesamt will Bonadio 21 Personen in der Causa „Los Sauces“ vernehmen, darunter auch Kirchners Kinder Máximo und Florencia. Im Fokus stehen zudem der Bauunternehmer Lázaro Báez, der bereits in Untersuchungshaft sitzt, sowie der Medien- und Glücksspielunternehmer Cristóbal López. 

			Wie der „Clarín“ ausführt, ergebe die bisherige Ermittlung, dass 86 Prozent des Umsatzes von „Los Sauces“ aus Zahlungen dieser Partner an die Kirchner-Firma resultierten: zwei Drittel kamen von López‘ Unternehmensgruppe „Indalo“, ein Drittel von Báez‘ „Grupo Austral“. Insgesamt seien so zwischen 2009 und 2015 25 Millionen Pesos an die Präsidentenfamilie geflossen. Diese habe im Gegenzug Báez mit öffentlichen Bauaufträgen und López mit dem Schalten von Regierungspropaganda und Glücksspiellizenzen versorgt, so die Unterstellung.

			Zufrieden mit dem Stand des Verfahrens zeigte sich die Initiatorin des Verfahrens, Margarita Stolbizer: „Cristina Kirchner hat zahlreiche Delikte zum Schaden der öffentlichen Verwaltung begangen. Es ist gut zu wissen, dass die Stunde der Gerechtigkeit naht. Für das Land ist es wichtig, dass alle vor dem Gesetz gleich sind“, so die Abgeordnete gegenüber dem Informationsportal „Infobae“.

			Im Fall der umstrittenen Dollar-Geschäfte zu Lasten des Staats ging am Mittwoch eine 95-seitige Anklageschrift der Staatsanwaltschaft gegen Cristina beim zuständigen Gericht ein. Dieses muss nun über die Einberufung einer mündlichen Verhandlung entscheiden. Die Ermittler werfen Kirchner vor, während ihrer Amtszeit durch ungünstige Dollar-Geschäfte dem Staatshaushalt geschadet zu haben.
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			Malcorra im Visier der Justiz 

			Unkosten von UN-Bewerbung auf dem Prüfstand
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			Susana Malcorra. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Auf Außenministerin Susana Malcorra kommt möglicherweise Ärger mit der Justiz zu. So bemüht sich Staatsanwalt Patricio Evers derzeit, ein Verfahren gegen die Politikerin wegen Veruntreuung öffentlicher Gelder anzustrengen. Der Jurist meint, die durch Staatsmittel erfolgte Finanzierung von Flügen zur Bewerbung von Malcorras Kandidatur zur UN-Generalsekretärin sei nicht zulässig. 

			Konkret geht es um 1,3 Millionen für Spesen und Flugtickets, wie aus Informationen von Kabinettschef Marcos Peña hervorgegangen war. Ein Missbrauch von Steuergeldern, wie der Staatsanwalt meint. Er fordert daher die Einleitung einer gerichtlichen Untersuchung gegen die Außenministerin.

			Das Außenministerium teilte Evers auf Anfrage mit, dass Malcorra im fraglichen Zeitraum von Juni bis August vorigen Jahres insgesamt drei Reisen nach New York, dem Hauptsitz der UN-Vollversammlung, sowie nach Luanda und Kairo unternommen habe mit dem Ziel, für ihre Kandidatur zu werben. Der Staatsanwalt forderte die Regierung nun auf, darzulegen, ob die betreffenden Reisen von Präsident Mauricio Macri autorisiert worden seien und ob sie außenpolitisch geboten waren.

			Malcorras UN-Ambitionen scheiterten bekanntlich - nicht zuletzt am Widerstand von Großbritannien, dessen Verhältnis zu Argentinien wegen der Malwinen-Frage weiterhin getrübt ist. Am Ende machte der Portugiese Antonio Guterres das Rennen um die Nachfolge des Südkoreaners Ban Ki-moon als UN-Generalsekretär (wir berichteten).
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			Die Woche in Argentinien

			Streik angedroht

			Die Gewerkschaften sind weiter unzufrieden mit der allgemeinen Wirtschaftslage im Land. Angesichts fortgesetzter Entlassungen kündigte die Spitze des Dachverbandes CGT nun an, in der zweiten Märzhälfte einen Generalstreik organisieren zu wollen. Bereits vorher, am 7. März, soll es zudem eine Großdemonstration geben, um gegen die Politik der Regierung von Präsident Mauricio Macri zu protestieren. Die Gewerkschaften monieren, dass der Beschäftigungspakt, den sie im Vorjahr mit Regierung und Unternehmen zur Vermeidung von Entlassungen geschlossen hatten, nicht eingehalten werde. Die CGT-Spitze mit Héctor Daer, Juan Carlos Schmid und Carlos Acuña erklärte von daher, den damals gebildeten Runden Tisch zu verlassen.

			Unwetter an Küste 

			Ein starkes Unwetter hat am Sonntag in mehreren Küstenorten der Provinz Buenos Aires Schäden angerichtet. Sturmböen von bis 100 Stundenkilometern und heftige Regengüsse rissen zwischen Mar del Plata und Pinamar Bäume und Strommasten um. In vielen Gebieten brach die Elektrizität zusammen. Ampelanlagen versagten ihren Dienst. In Mar del Plata musste eine Familie evakuiert werden. Am Strand von Pinamar zog eine Windhose eine Schneise der Verwüstung. Bürgermeister Martín Yeza hatte Einheimische wie Sommergäste zuvor aufgefordert, ihre Häuser nicht zu verlassen. Dass bei dem Unwetter keine Menschen zu Schaden kamen, lag sicher auch an der rechtzeitigen Warnung, die der Zivilschutz 72 Stunden vor Beginn des mehrstündigen Sturms ausgegeben hatte. 

			Solidarität mit Mexiko 

			Angesichts der heftigen Angriffe des neuen US-Präsidenten Donald Trump auf das Nachbarland hat sich die argentinische Regierung mit Mexiko solidarisch erklärt. Argentinien stehe in Freundschaft zu Mexiko, versicherte Präsident Mauricio Macri am Montag bei einem Telefongespräch seinem Kollegen Enrique Peña Nieto. Die beiden Staatschefs vereinbarten Verhandlungen über erweiterte Handelsbeziehungen, wie das mexikanische Außenministerium mitteilte. Zuletzt hatte bereits der spanische Regierungschef Mariano Rajoy Mexiko seine Unterstützung zugesagt.

			Schulterschluss mit Brasilien

			Mit der Stärkung des Handels in der Region wollen Argentinien und Brasilien auf den Kurs der wirtschaftlichen Abschottung von US-Präsident Donald Trump reagieren. „Angesichts so vieler Unsicherheiten, die die Welt prägen, wird es immer klarer, dass wir Verbündete sein müssen“, sagte Präsident Mauricio Macri am Dienstag bei seinem ersten Staatsbesuch in Brasilien. Entscheidend sei mehr Kooperation, betonte auch Brasiliens Präsident Michel Temer. Die beiden größten Volkswirtschaften Südamerikas, lange Zeit Rivalen, setzen auch auf eine Einigung mit der Europäischen Union über ein Freihandelsabkommen.  

			Tödliches Familiendrama

			Ein 38-jähriger Mann hat im Streit mit seiner Frau diese und fünf weitere Familienangehörige erschossen. Wie die Polizei am Montag mitteilte, benutzte er bei der Tat in Hurlingham die Dienstwaffe seiner Frau, einer Polizistin. Nachdem er sie getötet hatte, erschoss er am Sonntagabend zwei Geschwister der Ehefrau, dann einen angeheirateten Schwager sowie die Schwiegermutter. Eine weitere Schwägerin verletzte er schwer. Die Frau war hochschwanger und sollte diese Woche ihr Kind zur Welt bringen, das bei der Attacke starb. Der Mann, angestellt bei der U-Bahn in Buenos Aires, konnte zunächst flüchten, wurde dann aber in Río Segundo (Córdoba) gefasst. (AT/mc/dpa)
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			Kandidaten

			Nach den Sommerferien, die die politischen Machtkämpfe abschwächen, bereiten sich die Parteien auf die Aufstellung ihrer Kandidaten vor. Im Wahljahr 2017, in dem weder die Ämter des Präsidenten noch der Provinzgouverneure sowie der Bürgermeister, in Argentinien genannt „intendentes“, bevorstehen, werden Nationaldeputierte in allen Gliedstaaten und Senatoren in acht Provinzen, sowie Provinzdeputierte und Gemeinderäte (consejales) gewählt.

			Jede Partei, gleich ob landesweit oder nur in einigen Provinzen oder Gemeinden, muss die Kandidaten aufstellen, die zuerst in den sogenannten PASO-Wahlen und dann im Oktober in den landesweiten Wahlen gewählt werden. Das Kürzel PASO steht für „Primarias, abiertas, simultáneas y obligatorias“ (offene, gleichzeitige und obligatorische Vorwahlen).

			An den Vorwahlen der Parteien können sich alle wahlberechtigten Bürger/innen beteiligen, nicht nur deren Mitglieder. Normalerweise sollten nur echte Parteimitglieder in ihren Parteien die Kandidaten wählen, nicht aber parteifremde, egal ob sie Mitglieder anderer Parteien sind. Parteien sind weltanschauliche Organisationen. Warum sollten sich Außenstehende in deren Personalpolitik einmischen dürfen? Die Kandidaten selbst gehören zwar der jeweiligen Partei oder der Wahlplattform an, aber es könnten auch Anhänger anderer Parteien mitmischen, und einen Kandidaten unterstützen, dem in den Umfragen schlechtere Chancen eingeräumt werden. Ein solches System ist widersinnig. Es lädt zur Wahlmanipulation ein. Auch die Wahlpflicht ist nicht so recht nachvollziehbar. Warum müssen die Bürgerinnen und Bürger über Parteikandidaten entscheiden, die sie häufig nicht einmal kennen? Die Wahlpflicht für die entscheidende Wahl reicht  völlig aus.

			In den stärksten Parteien werden vielfach Koalitionen mit anderen Parteien abgeschlossen, wie derzeit in der Regierungspartei PRO von Präsident Mauricio Macri, in der Wahlplattform Cambiemos (Verändern wir) mit den traditionellen Radikalen (Unión Cívica Radical) und deren Abspaltung Coalición Cívica, geleitet von Elisa Carrió.

			Im Lager der traditionellen Peronisten, gegründet 1946 von Präsident Juan Domingo Perón, die formell Partido Justicialista (Gerechtigkeitspartei) heißt, ist die Lage denkbar unklar. Mehrere mögliche Kandidaten sind im Gespräch für die maßgebenden Parlamentswahlen im Oktober. Bisher melden sich mögliche Abweichler in den Medien, wie Sergio Massa, der eine eigene Partei genannt Frente Renovador (Erneuerungsfront), gegründet hat und angeblich derzeit überlegt, ob er sich für das Amt eines Nationalsenators oder Abgeordneten für die Provinz Buenos Aires melden wird, und Diego Bossio, langjähriger Leiter der Sozialverwaltung, im Kürzel bekannt als ANSES, dürfte ebenfalls als Kandidat in der Provinz Buenos Aires um Stimmen werben, ebenso die Sprecher mehrerer kleiner Linksparteien, die kaum Mitglieder aufweisen, aber stets in den Medien mit Stellungnahmen auftreten.

			Andere Bewerber kleiner Parteien werden sicherlich auch als Kandidaten präsent sein, aber erfahrungsgemäß nur unter der Bezeichnung „ferner liefen“ kaum Stimmen gewinnen.

			Der eigentliche Machtkampf in den nationalen Parlamentswahlen dreht sich um die Anzahl von Senatoren und Abgeordneten, die die künftige Zusammenstellung des Senats und der Deputiertenkammer in der Nation und der maßgebenden Provinz Buenos Aires bestimmen werden. Das Ergebnis der Kongresswahlen im Oktober wird zeigen, ob es Macri bzw. der Provinzgouverneurin María Eugenia Vidal gelingt, ihre Fraktionsstärke in beiden Kammern zu erhöhen, damit sie ihre Regierungstätigkeit in den beiden letzten Jahren ihrer derzeitigen Amtszeit verbessern können, um eigene Gesetzesprojekte im Kongress umsetzen zu können.
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			Im Blickfeld: Sankt-Martin-Effekt

			Von Stefan Kuhn

			Selten hat eine politische Personalentscheidung einen so durchschlagenden Erfolg nach sich gezogen  wie der Rückzug des SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel und die Festlegung auf Martin Schulz als Parteichef und Kanzlerkandidat. In den Wahlumfragen liegen die Sozialdemokraten inzwischen bei 31 Prozent, vor knapp einem Monat waren es elf Prozentpunkte weniger. Nach einer Umfrage des Insa-Instituts würde die SPD vor CDU/CSU sogar stärkste Partei, wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahlen wären. Bei Forsa kommen die Sozialdemokraten ebenfalls auf 31 Prozent, die Unionsparteien auf 33. Auch im direkten Vergleich liegen Bundeskanzlerin Angela Merkel und Martin Schulz Kopf an Kopf. Das würde heißen, Merkels Kanzlerbonus ist aufgebraucht.

			Man spricht inzwischen vom Sankt-Martin-Effekt. Schulz, der es als Präsident des Europaparlaments zu internationaler Anerkennung gebracht hat, gilt schon nicht mehr als Hoffnungsträger, sondern als Heilsbringer, hinter dem alle Parteiflügel stehen.

			Warum schafft das einer wie Schulz? Er ist kein Visionär wie Willy Brandt, kein Macher wie Helmut Schmidt oder Gerhard Schröder. Regierungserfahrung wie die gescheiterten SPD-Kandidaten Hans-Jochen Vogel, Johannes Rau, Rudolf Scharping, Frank-Walter Steinmeier oder Peer Steinbrück hat er nicht, er ist auch kein verdienter Parteimann wie Kurt Schumacher und Erich Ollenhauer es gewesen sind. Er war Bürgermeister der 35.000-Einwohner-Gemeinde Würselen, saß im Kreisrat und zwei Jahrzehnte im Europäischen Parlament.

			Die europäischen Institutionen waren lange Zeit eine Art dritte Liga der Politik. Nach Brüssel und Straßburg wurden gescheiterte Landes- bzw. Bundespolitiker abgeschoben oder verdiente Kommunalpolitiker befördert. Dass sich diese Sicht heute etwas geändert hat, ist mit ein Verdienst von Martin Schulz. Er war als langjähriger Fraktionsvorsitzender der Sozialdemokraten im Europaparlament und später als dessen Präsident einer der profiliertesten Politiker Europas. Zusammen mit dem Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker und dem Ratsvorsitzenden Donald Tusk hat er der EU eine Stimme gegeben.

			Dies und der (verlorene) Wahlkampf gegen Juncker um das Amt des Kommissionspräsidenten haben ihm auch in Deutschland zu Ansehen verholfen. Er ist neben Steinmeier, Gabriel, der nordrhein-westfälischen Ministerpräsidentin Hannelore Kraft und Hamburgs Erstem Bürgermeister Olaf Scholz einer der bekanntesten Köpfe der Sozialdemokraten. Da die ersten drei nicht zur Verfügung stehen, und der als spröde geltende Scholz außerhalb Hamburgs kaum einen mitreißen würde, war Schulz die einzige Alternative.

			Bundespolitisch hat Schulz bisher kein Profil. Er ist ein unbeschriebenes Blatt. Bei Debatten über innenpolitische Themen hält er sich deshalb vornehm zurück. Vielleicht ist es aber auch gar nicht nötig, sich zu diesem Zeitpunkt als politischer Allrounder zu präsentieren. Was die Innenpolitik angeht, muss sich die SPD nicht profilieren. Sie war in den letzten drei Jahren Regierungspartei und kann mit Mindestlohn und Rente ab 63 durchaus auf Erfolge für ihre Wählerklientel hinweisen.

			Die SPD muss sich nicht neu erfinden, sie braucht kein neues Godesberger Programm, sie brauchte ein neues Gesicht, jemand der wachrütteln und die Genossen mitreißen kann. Das scheint mit der Entscheidung, Martin Schulz als Kanzlerkandidaten aufzustellen, gelungen zu sein. Nicht nur wegen der Umfragen, in den letzten Wochen sind mehr als 2000 Menschen der ältesten Partei Deutschlands neu oder wieder beigetreten. Die Nominierungen von Steinmeier und Steinbrück als Kanzlerkandidaten für die Bundestagswahlen 2009 bzw. 2013 hatten nicht annähernd einen solchen Effekt.

			Natürlich sind die derzeitigen Umfragen eine Momentaufnahme sieben Monate vor der Wahl. Vor fast genau vier Jahren lagen die Grünen bei 15 bis 16 Prozent, am Ende kamen sie auf 8,4 Prozent, knapp hinter der Linken. Dann kann man sich auch noch über die Aussagekraft von Umfragen streiten. Sehr zuverlässig sind diese nicht. 2005 lag die CDU zwei Tage vor der Wahl zehn Prozentpunkte vor den Sozialdemokraten. Am Wahltag war es ein Prozentpunkt. Der reichte zwar nicht, aber trotz der Unzufriedenheit mit der von Gerhard Schröder geführten rot-grünen Bundesregierung vertrauten am Tag der Entscheidung viele Wähler dem Bewährten.

			Auch andere Daten der aktuellen Umfragen dürften die Unionspolitiker beruhigen. Eine deutliche Mehrheit der Befragten messen CDU und CSU eine größere Kompetenz bei der Lösung der Probleme Deutschlands zu. Eine ebenso große Mehrheit glaubt auch nicht, dass der Schulz-Effekt nachhaltig ist.

			Dennoch hat Angela Merkel mit Martin Schulz einen ernstzunehmenden Gegner. Anders als seine Vorgänger Steinbrück und Steinmeier sitzt er nicht in der Regierung und muss Wahlkampf gegen sich selbst führen. Es mag auch von Vorteil sein, dass er nie dem Berliner Politikbetrieb angehört hat. Er ist ein neues Gesicht in der politischen Landschaft Deutschlands, und eine gewisse Merkel-Müdigkeit kann man dort nach elf Jahren schon ausmachen.
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			Randglossen

			Machthungrige Gewerkschafter bereiten sich auf einen Generalstreik im März vor, obwohl ihnen Präsident Mauricio Macri zu Beginn seiner Regierung eine Zulage gewährt hatte, die ihnen von Expräsidentin Cristina Fernández de Kirchner verweigert worden war. Diese freundliche Geste, die mit Staatsgeldern finanziert wurde, haben die gegenwärtigen Gewerkschaftsführer inzwischen vergessen und kündigen für März einen Generalstreik an. Das hat im Klartext zur Folge, dass die Gehälter und Löhne der streikenden Arbeitnehmer nicht bezahlt werden und dass die Wirtschaft gelähmt wird, wenn die Transportarbeiter streiken. Macris Zugeständnisse gegenüber den Gewerkschaften erwiesen sich als ein politischer Fehler. Gewerkschafter in Argentinien nehmen so viel sie können und geben nichts. Wie gehabt.

			Dass es seit Donald Trumps Vereidigung „America First“ heißt, dürfte mittlerweile die ganze Welt wissen. Unter dem Motto „Every Second Counts“ ist in der TV-Welt ein wahres Lauffeuer und ein Wettstreit über den Zweitplatzierten entbrannt, entzündet von den Niederlanden. Ob die Schweiz, Australien oder Marokko –Videobotschaften mit der Bitte, Trump solle das jeweilige Land als ehrwürdigen Zweiten anerkennen, belustigen zwar weniger Trump selber, dafür den Rest der Welt. Auch Deutschland nimmt, Jan Böhmermann sei Dank, mit dem Beitrag „America First, Germany Second“ an der Satire-Kampagne teil. Zu den größten deutschen Klischees mischen sich allerhand „alternative Fakten“, historische Ereignisse werden verdreht und so einfach wie möglich erzählt, dass es letztlich auch einer wie Trump versteht. Da hat er reichlich neuen Stoff um weiterhin wild um sich zu twittern.

			Zuerst tat es die halbe Welt, dann sprang auch Österreich mit „America First, Austria Second“ auf den fahrenden Satire-Zug auf. Doch statt Trump aufs Korn zu nehmen, hat sich die Alpenrepublik blamiert. Es wurde hauptsächlich in den unteren Schubladen der Witzkiste gekramt und, neben ein paar guten Treffern, eine schlechte Pointe an die nächste gereiht. Witze über Vergewaltiger wie „Fritzl“, der seine eigene Tochter über zwei Jahrzehnte in einem Verlies einsperrte und mehrmals schwängerte, sind nicht lustig, sondern respektlos. Derber Wiener Humor lässt grüßen. Die Anspielung in einem zweiten, inoffiziellen Satire-Beitrag, Österreich brauche keine erbärmliche Trump-Mauer zu „Little Mexiko“ Italien, man hätte dafür eigens die Alpen, hat dafür voll ins Schwarze getroffen. Ob sich auch der heimische TV-Komödiant Peter Capusotto für Argentinien etwas einfallen lässt?
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			Strengere Kontrolle der Einheitssteuer

			Die Einheitssteuer wurde in den 90er Jahren auf Initiative von Steuerdirektor Carlos Silvani eingeführt, um Steuerpflichtige zu erfassen, für die das System zu kompliziert ist, die sich normalerweise auch nicht eintragen oder Steuern in hohem Umfang hinterziehen. Diese Steuer ersetzt die Gewinnsteuer, die MwSt, die Sozialabgaben u.a. Steuern durch eine festen Monatsbetrag, der je nach Kategorie unterschiedlich ist. Das System war insofern erfolgreich, als sich immer mehr Steuerpflichtige bei dieser Sondersteuer eintrugen, so dass es jetzt laut AFIP 3,21 Mio. sind. Von diesen zahlen 1,73 Mio. die steuerliche Komponente und auch den Beitrag zum Pensionierungsystem, während 0,96 Mio. nur die Steuer zahlen. 

			Um sich der Einheitssteuer anschliessen zu können, bestehen Höchstgrenzen beim Umsatz und auch andere. Das führt dazu, dass in vielen Fällen ein niedrigerer Umsatz angegeben wird, um Einheitsteuerzahler sein zu können, was nicht nur einfacher ist, sondern auch eine geringere Steuerlast mit sich bringt.

			Die Einheitssteuer hat einmal dazu geführt, dass mehr Personen Steuern gezahlt haben. Aber auf der anderen Seite haben viele normale Steuerzahler beim Übergang auf diese Steuer ihre Steuerlast stark verringert, wobei die Steuer in vielen Fällen physische Personen erfasst, die nicht dafür qualifizieren. Doch die Kontrolle vor Ort ist mangelhaft, so dass sich dieser Zustand in sehr vielen Fällen ergibt. Die Inspektoren des Steueramtes sind einmal wegen der großen Zahl der Einheitssteuerzahler überfordert, aber dann passt sich ihr Kontrollschema der Art dieser Steuer nicht an. Denn es geht hier nicht darum, die ganze Buchhaltung zu kontrollieren, sondern nur zu prüfen, ob der Einheitssteuerzahler sich innerhalb der vorgesehenen Grenzen befindet und für dieses Sondersystem qualifiziert.

			Letzte Woche wurden folgende Reformen der Einheitssteuer bekanntgegeben:

			- Wenn aufgrund des Bankkontos, der Zahl- und Kreditkarten oder sonst sich die Tatsache ergibt, dass der Einheitssteuerzahler, der Dienstleistungen bietet, in 12 Monaten 20% und mehr über dem für seine Kategorie zugelassenen Höchstbetrag ausgegeben hat, kann ihn die AFIP in eine höhere Kategorie einstufen (was mit einem höheren festen Betrag verbunden ist).

			- Die obligatorische Zahlung der Steuer über Internet („pago electrónico obligatorio“), die schon für die Kategorien E bis K gilt, wird ab September auch für die Kategorie D und ab November für die Kategorien A. B. und C gelten.

			- Die elektronische Rechnung, die schon für die Kategorie H gilt, wird ab Mai auf die Katgorien F bis G erweitert. Dies bezieht sich auf Rechnungen, die an Steuerzahler ausgestellt werden, die bei der MWSt. eingetragen sind.

			- Einmal im Jahr, jeweils im September, muss der Einheitssteuerzahler seine Kategorie bestätigen oder sich in eine neue eintragen.

			- Diejenigen, die 2016 von der Einheitssteuer ausgenommen wurden, können sich jetzt wieder anschliessen, wenn sie die neuen Höchstgrenzen beim Jahresumsatz erfüllen, von $ 700.000 bei Dienstleistungen und $ 1,05 Mio. beim Verkauf von Sachgütern, wobei im Fall von gemieteten Lokalen die Jahresmiete $ 126.000 nicht übersteigen darf.

			- Sämtliche Verfahren können über Internet (monotributogob.ar) abgewickelt werden.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15, gegen $ 16,12 eine Woche zuvor. Die ZB-Reserven erreichten u$s 47,18 Mrd., gegen u$s 46,75 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.18 bei $ 18,60, was einen Jahreszinssatz von 19,28% zum Ausdruck bringt. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in in einer Woche zum Mittwoch eine Baisse von 0,28%, liegt jedoch um 13,18% über Ende Dezember 2016.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere weisen in einer Woche zum Mittwoch vorwiegend Kurszunahmen auf. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: -0,24%; Argentina 2021: +0,61%; Argentina 2026: +0,67%; Argentina 2046: +2,47%; Bonar 2024: +0,77%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 375 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 370) und bei 24 Karat zu $ 535,73 ($ 528,62).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 6.2.17 um 45,58%, nachdem die jährliche Expansionsrate noch vor zwei Wochen unter 30% lag. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) stieg um 30,22%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der lokalen Banken stiegen in 12 Monaten zum 6.2.17 um 33,36% auf $ 1,63 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 18,30% auf $ 1 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen um 140,53% auf u$s 31,44 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 182% auf u$s 9,63 Mrd. zu. Das argentinische Kreditsystem geht zunehmend auf Dollar über. Die Dollardepositen machen jetzt 25,6% der gesamten Depositen (auf Pesos umgerechnet) aus, und die Dollarkredite betrugen 15,2% der gesamten Kredite. Wenn Dollarkredite für Hypotheken und viele andere Zwecke nicht verboten wären, wäre der Anteil bestimmt viel höher. 

			***

			Der bilaterale Aussenhandel mit Brasilien ergab im Januar für Argentinien ein Defizit von u$s 356 Mio., das höchste für den Monat Januar ab 2001. Doch die argentinischen Exporte stiegen im interanuellen Vergleich um 39,6%, und die Importe aus Brasilien um 25,4%, berichtet die Consulting-Firma abeceb auf Grund von Daten des brasilianischen Industrie- und Handelsministeriums. Dieses Jahr lieferte Argentinien mehr Weizen und auch andere Nahrungsmittel nach Brasilien, ebenfalls mehr Kfz. Doch bei Kfz. machten die brasilianischen Lieferungen einen Sprung, ebenso wie bei Traktoren u.a. Maschinen für die Landwirtschaft.

			***

			Am Mittwoch sind im Hafen von Buenos Aires zwei chinesische Lokomotiven von je 2.950 PS (doppelt so viel der bisher verwendeten Lokomotiven) für die Frachteisenbahn Belgrano-Cargas (Buenos Aires bis Jujuy u.a. Orten des Nordens) eingetroffen. Insgesamt soll die Belgrano-Cargas-Eisenbahn 40 neue Lokomotiven erhalten. Für die gesamten Eisenbahnen wurden 107 Loks bestellt. Sie sollen bis Ende 2018 geliefert werden. 

			***

			Die Provinzverwaltung von Buenos Aires hat letzte Woche Bonds für u$s 1,5 Mrd. auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht. Es handelt sich um u$s 750 Mio. zu 6,625%, die 2013 verfallen, und noch einmal so viel zu 7,87%, die 2027 verfallen.

			***

			Die Entwicklungsbank für Lateinamerica CAF (vormals benannt Andenkörperschaft, „Corporación Andina de Fomento“) hat der Stadt Buenos Aires einen Kredit von u$s 400 Mio. gewährt, der für die Finanzierung von 57% des Projektes der Strasse bestimmt ist, die die Autobahn aus La Plata mit dem Hafen von Buenos Aires und der Autobahn Illia verbinden soll. Diese Strasse soll einige Meter tiefer liegen, so dass die Übergange kein Problem darstellen, und entlang des Stadtviertels Puerto Madero führen, dort wo heute Eisenbahnschienen bestehen, die nicht verwendet werden.

			***

			Der Zementkonsum lag im Januar mit 873.774 Tonnen um 1,8% über dem Vorjahr, aber 7,1% unter Dezember 2016, berichtet der Verband der Fabrikanten. Im ganzen Jahr 2016 war der Zementverbrauch um 10,8% gefallen, womit er auf den niedrigsten Stand in vier Jahren sank.

			***

			Im Januar betrug die lokale Kfz-Produktion 26.762 Einheiten, 50,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Verband Adefa mit. Die Lieferungen an die Agenturen lagen mit 52.841 Einheiten um 6,7% über Januar 2016, aber um 26,6% unter Dezember 2016. Der Export erreichte im Januar 9.754 Kfz, 150,9% mehr als im Vorjahr, aber 48,1% unter Dezember. Aus diesen Zahlen lässt sich schliessen, dass im Januar 35.831 Einheiten importiert wurden, so dass 67,8% der Lieferungen an die Agenturen aus importierten Kfz stammten. Der Aussenhandel mit Kfz bezieht sich hauptsächlich auf Brasilien. Während im Rahmen des Systems des kompensierten Austausches, das mit Brasilien bestand, Kfz-Exporte und Importe in einer ähnlichen Grössenordnung erfolgen mussten, liegen die Importe jetzt in Mengen um 267% über den Exporten. Dabei werden hier die Importe von Kfz. der Marken nicht berücksichtigt, die nicht von den lokalen Fabrikanten vertreten werden, so dass der gesamte Importanteil noch höher ist. Die brasilianische Kfz-Industrie verdrängt die argentinische vom lokalen Markt, und dabei kommen noch Importe aus Drittländern hinzu.

			*** 

			Im Januar 2017 wurden 141.305 gebrauchte Kfz Verkauft, 11,21% über dem gleichen Vorjahresmonat, und 1,21% über Dezember 2016 berichtet der Agenturenkammer CCA.

			***

			Die Consulting-Firma “Tendencias económicas” hat für Januar 2016 insgesamt 9.326 Entlassungen und 5.900 zeitbegrenzte Arbeitsaufhebungen ermittelt, gegen 41.921 und 7.865 im gleichen Vorjahresmonat. Doch 2016 handelte es sich hautpsächlich um Arbeitsverträge des staatlichen Bereiches, die nicht erneuert wurden, während es sich dieses Jahr um Entlassungen im privaten Bereich handelt. Von den Entlassungen im Januar 2017 entfallen 2.280 auf die Bauwirtschaft, was mit der Aufnahme vieler öffentlicher Bauten im Widerspruch steht.

			***

			Die Einzelhandelsumsätze lagen mengenmässig im Januar 2017 um 2,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichet der Verband CAME, der diesen Bereich vertritt. Die einzigen Ausahme waren die Apotheken, mit einem innerjährlichen Plus von 0,3%.

			***

			Der Construya-Index, den die großen Lieferanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, lag im Januar 2017 um 6,9% unter dem gleichen Vorjahresmonat.

			***

			Das Unerstaatssekretariat für Wasserresourcen hat die Ausschreibung für die 4. Etappe der Baggerung und Korrektur des Rio Salado (Provinz Buenos Aires) mit einem Kostenvoranschlag von $ 1,7 Mrd. ausgeschrieben. Wenn dieses weit fortgeschrittene Projekt beendet wird, dann werden die Überschwemmungen in der tiefen Gegend der Provinz Buenos Aires von geringer Dauer sein oder eventuell gar nicht eintreten, da das Wasser schnell abfliesst. Der Schaden für die Landwirtschaft war bei den Überschwemmungen sehr gross. Folgende Firmen haben Offerten eingereicht: Pentamar, Ecodyma, Helport-Chediak, Sabavisa, Constructora dos Arroyos, und Dragados y Obras Portuarias.

			***

			Die mit Sojabohne bebaute Fläche ist dieses Jahr um 900.000 Ha. auf 19,2 Mio. Ha. zurückgegangen, teilt die Getreidebörse von Buenos Aires mit. Die Verringerung ist zu 300.000 Ha. auf den Übergang auf Mais und Sonnenblume zurückzuführen, und bei 600.000 Ha. auf Überschwemmungen und Dürre. Dennoch rechnet die Börse unverändert mit einer Ernte von 53,3 Mio. Tonnen. Der üppige Regen hat höher gelegene und trockene Gebiete begünstigt und dort die Erträge stark erhöht. Bei Mais rechnet die Getreidebörse mit 36 Mio. Tonnen, 5 Mio. Tonne mehr als im Vorjahr, und bei Sonneblume mit 3,5 Mio. Tonnen, auch mehr als im Vorjahr.

			***

			Die Schuhindustrie (Lederschuhe, Sportschuhe u.a.) fordert von der Regierung eine quantitative Importbegrenzeung, so dass 2017 10% weniger Schuhe als 2016 importiert werden. Im Jahr 2016 wurden 27 Mio. Paar Schuhe importiert, gegen 21,1 Mio. im Jahr 2015. Die Macri-Regierung soll sich angeblich verpflichtet haben, den Import 2016 auf 24 Mio. Paare zu beschränken, was nicht eingehalten wurde. Brasilien erhöhte letztes Jahr die Lieferungen um 65% auf 9,5 Mio. Paare. Die lokale Industrie leidet ausserdem unter der Rezession, die eine geringere Nachfrage mit sich bringt. Das hat schon zur Schließung mehrerer Fabriken geführt. Das Problem mit einer mengenmässigen Beschränkung besteht darin, dass es in den lokalen Importnormen nicht vorgesehen ist und der Regelung der Welthandelsorganisation (WHO) widerspricht, die Kontingente nur zeitbegrenzt und in Ausnahmefällen zulässt. Dennoch bestehen sie in anderen Ländern, besonders der USA, so dass sie auch in Argentinien eingeführt werden können. Die Regierung müsste sich bei der WHO bemühen, dass Kontingente allgemein erlaubt werden. Dann könnte das Problem der überhöhten Importe gelöst werden, die als Folge des zu niedrigen Wechselkurses bei vielen auch lokal erzeugten Produkten stattfinden.

			*** 

			Der Konsum ging allgemein 2016 gegeüber dem Vorjahr um 4,7% zurück, hat die Consulting-Firma CCR ermittelt. Im Dezember lag der interanuelle Rückgang sogar bei 5,9%, was dennoch weniger ist, als der interanuelle Rückgang von 7,4%, den die vorangehenden vier Monate verzeichnen. 

			***

			In der sechsten Woche in Folge hat die ZB bei der Lebac-Ausschreibung von Dienstag den Zinssatz für 35 Tage unverändert bei 24,75% gelassen. Die ZB hat diese Woche weder den Umfang der Lebac-Offerten, noch die Annahme derselben, noch den Verfalls bestehender Lebac bekanntgegeben. 

			***

			Die Regierung hat beschlossen, eine ausserordentliche Sitzung des Kongresses einzuberufen, damit die Deputiertenkammer über die Reform des Gesetzes über Arbeitsrisikoversicherung entscheidet, die der Senat schon angenommen hat. Die Regierung hatte die Reform per Notstandsdekret angenommen, doch die parlamentarische Opposition hatte schon mitgeteilt, dass sie es nicht annehmen würde. Angeblich soll jedoch vereinbart worden sein, dass die Reform jetzt von der Deputiertenkammer genehmigt wird, doch eventuell mit Änderungen, so dass es dann wieder an den Senat geht. 

			***

			Das Energie- und Bergbauministerium hat eine Ausschreibung für den Kauf von Röhren für neue Gasleitungen eingeleitet, für die eine Investition von $ 4,08 Mrd. vorgesehen ist. Mit diesen Leitungen sollen 140.500 Haushalte und Unternehmen mit Gas versorgt werden, die bisher kein Leitungsgas erhalten. Die neuen Leitungen sind folgende: 1. Eine in Santa Fé, die die Ortschaften Esperanza, Rafaela und Sunchales bedient. 2. Eine in Neuquén. Rio Negro und Chubut. 3. Eine in der Provinz Buenos Aires, die Mar del Plata, Tandil und Balcarce versorgt. Die neuen Gasleitungen werden von den Unternehmen betrieben, die in den betroffenen Gegenden schon bestehen.

			*** 

			Die lokale Textilindustrie beklagt sich über steigende Importe von Bekleidung. In Kilogramm wurden im Januar laut privaten Ermittlungen 70,7% mehr Bekleidungsstücke als im gleichen Vorjahresmonat importiert. Die höchsten Zunahmen verzeichnen Pullover, Herrenanzüge und Babybekleidung. Der Durchschnittspreis in Dollar lag dieses Jahr um 23,6% unter dem Vorjahr, was einen zusätzlichen Schaden für die lokalen Fabrikanten darstellt.

			***

			Die Consulting-Firma Elypsis, geleitet von Eduardo Levi Yeyati, hat ermittelt, dass bei 12.000 Warengattungen, die von 42 Einzelhandelsketten im ganzen Land verkauft werden, bei 45% nach der ofizielllen Bestimmung über Bekanntgabe des Preises bei Barzahlung und des Zinses bei Ratenzahlung, eine Verringerung der Barpreise von durchschnittlich 5,7% eingetreten ist. Bei 18% der Produkte traten hingegen Zunahmen von durchschnittlich 5,5% ein, was keine Erklärung hat. Bei Verkäufen in 12 Raten, die früher als zinslos angegeben wurden, setzte eine Preiszunahme von ca. 20% ein. Früher finanzierte der Barverkauf zum Teil den finanzierten Verkauf, und das ist jetzt nicht mehr der Fall. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die chinesische JAC Motors wird in Mexiko in Partnerschaft mit Giant Motors von Carlos Slim (je 50%) 100 Km. nordöstlich der Hauptstadt, eine Kfz-Fabrik mit einer Anfangsinvestition von über u$s 200 Mio. errichten. Die Kapazität wird 40.000 Fahrzeuge pro Jahr betragen, und die Fabrik soll 1.000 Menschen direkt und weitere 4.000 indirekt beschäftigen. Dieser chinesische Vorstoss kommt Mexiko nach dem Rückzug von Ford, das eine Investition von u$s 1,6 Mrd. aufgegeben hatte, sehr gelegen. In China gehört JAC Motors zu den 10 größten Kfz-Fabriken, mit einer Kapazität von einer Million Einheiten pro Jahr.

			***

			Der brasilianische Flugzeugbauer Embraer will mit seiner Transportmaschine KC-390 bei der deutschen Bundeswehr landen. „Wir hoffen auf einen Markteintritt in Deutschland mit der KC-390“, sagte Embraer-Chef Paulo Silva der Deutschen Presse-Agentur. Die Maschine sei aus seiner Sicht kein direkter Konkurrent des Airbus-Transporters A400M, der wegen Pannen als Problemfall gilt, meinte Silva. Die A400M sei deutlich größer, die KC-390 als Jet hingegen flexibler. (dpa)

			***

			Im Januar 2017 wurden in Brasilien 174.064 Kfz. verkauft, 5,2% unter dem gleichen Vorjahresmonat und 28% unter Dezember 2016. Die Kfz-Produktion lag jedoch mit 174.064 Einheiten um 17,1% über dem Vorjahr, aber um 12,9% unter Dezember 2016. Die Exporte (hauptsächlich nach Argentinien) lagen im Januar mit 37.100 Kfz.um 56% über Januar 2016.

			***

			Die Präsidenten Mauricio Macri (Argentinien) und Michel Temer (Brasilien) trafen sich am Dienstag in Brasilia, wo sie vereinbarten, die bestehenden Hindernisse des Mercosur zu beseitigen und der Zollunion neuen Schwung zu geben. Macri setzte sich für die Schaffung einer binationalen Agentur ein, die über technische, sanitäre und fitosanitäre Normen entscheiden soll, bei denen es Schwierigkeiten gibt und die den bilateralen Handel hemmen. Dann wurde auch der gemeinsame Wille geäussert, Freihandelsabkommen mit anderen Ländern oder Regionen abzuschliessen, u.a. mit der Pazifik-Allianz, die Mexiko, Kolumbien, Peru und Chile bilden. Besonderes Interesse haben die Präsidenten im Ausbau der Handelsbeziehungen mit Mexiko geäussert. Schliesslich wurde vereinbart, dass im Mai ein Treffen in Buenos Aires stattfindet, um die Handelspolitik beider Länder zu koordinieren. Über die konkreten Probleme, die gegenwärtig im bilateralen Handel bei Zucker, Kfz und Kfz-Teilen, Schuhen, Bekleidung u.a. Produkten bestehen, bei denen die brasilianischen Lieferungen nach Argentinien die lokale Produktion verdrängen, wurde nichts bekanntgegeben. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Banco Supervielle

			Diese lokale Bank, die von der gleichnamigen Familie kontrolliert wird, hat Pesobonds für umgerechnet u$s 300 Mio. auf dem internationalen Finanzmarkt untergebracht. Die Bonds laufen auf 3,5 Jahre und werden zum Badlar-Satz plus 450 Basispunkte verzinst (was gegenwärtig 24% in Pesos ergibt). Das Geschäft (so wie es bekanntgegeben wurde) ist schwer verständlich, da der argentinische Peso immer noch einer hohen Inflation ausgesetzt ist und die Gefahr einer Abwertung, die über den Zinssatz hinausgeht, gross ist.

			Banco Nación

			Diese staatliche Bank hat letzte Woche eine Kreditlinie für den Kauf von elektrischen u.a. Haushaltsgeräten (Eisschränke, Waschmaschinen, Herde u.a.) mit einer Frist von bis zu drei Jahren und einem Zinssatz von 15% eingeführt, also die Hälfte des Zinses, der beim Programm „Ahora 18“ besteht (30%). Der Zinssatz wird nach dem sogenannten „französischen System“ berechnet, das unveränderte Beträge der Zinsen vorsieht. Die Güter, um die es dabei geht, könnten $ 5.000 bis $ 80.000 kosten, und können bei Frávega, Garbarino, Compumundo und Musimundo bezogen werden. Die Kreditnehmer müssen sich den Diensten anschliessen, die die Bank im Rahmen des Systems „Cuenta Nación Simple“ bietet. All denjenigen, die ihren Lohn oder ihr Gehalt über die Banco Nación beziehen, werden die letzten drei Quoten erlassen.
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			Die entscheidende Schlacht mit den Gewerkschaften

			Die Leitung des Dachverbandes der Gewerkschaften, die CGT, hat gegen die Regierung Stellung genommen, und eine Mobilisierung, also eine Massenkundgebung auf den Strassen, am 7. März, und einen Generalstreik in der zweiten Märzhälfte angekündigt. Der andere Gewerkschaftsverband, die CTA, der im Wesen nur Lehrer und einen Teil der Staatsangestellten vertritt, hat eine radikalere Position, ebenso wie vereinzelte Gewerkschafter. Die Gewerkschaften der Eisenbahnarbeiter haben sich dem Streik sofort angeschlossen, womit sie sichern, dass viele Arbeiter nicht zum Arbeitsplatz gelangen und sich ungewollt dem Streik anschliessen. Wenn, wie es heisst, auch andere Transportgewerkschaften mitmachen, dann steht das Land still. 

			Es erscheint merkwürdig, dass die Protestmassnahmen einen Monat im Voraus angekündigt werden. Das klingt wie wenn die CGT eigentlich selber nicht davon überzeugt ist, und im Grunde nur sanften Druck auf die Regierung ausüben will, damit sie ihren Forderungen nachgibt, was im Wesen bedeutet, dass es bei den kommenden Lohnverhandlungen Zulagen von über 30% und 40% gibt, und der Inflationsverlust des Vorjahres (der angeblich 6% der Löhne beträgt, gelegentlich auch höher angesetzt wird) dieses Jahr wieder aufgeholt wird. Ein Generalstreik ist als solcher nicht wichtig, wobei die Arbeitnehmer den Lohn für einen Arbeitstag verlieren, worüber sie nicht sehr erfreut sein dürften. Der Streik gewinnt nur an Bedeutung, wenn die Regierung auf ihn reagiert und gegenüber den Gewerkschaften nachgibt. Wenn die Regierung von vorne herein klarstellt, dass sie sich nicht erpressen lässt, könnten sich die Gewerkschaftler den Fall noch einmal überlegen. 

			In 12 Monaten zum Dezember lag die jährliche Erhöhung von Löhnen und Gehältern gemäss der Statistik des Arbeitsministeriums im Durchschnitt bei 32%, was bei einer Preiserhöhung von ca. 40% einen hohen Verlust ergibt. Die Regierung steht auf dem Standpunkt, dass dies hingenommen werden muss, und die Erhöhungen dieses Jahr im Einklang mit der für 2017 vorgesehenen Inflation stehen müssen. Das bedeutet, dass es keinen weiteren Reallohnverlust geben soll. Einige Regierungsprecher haben unvorsichtigerweise von einer Erholung des Reallohnes gesprochen, was die Haltung der Regierung schwächt. Macri hat offensichtlich intern keine klare Richtlinie erlassen.

			Die Gewerkschafter beklagen sich über Entlassungen, und weisen darauf hin, dass die Unternehmer das Versprechen, keine Arbeiter zu entlassen, nicht eingehalten hätten. Doch einmal ist die Regierung nicht dafür veranwortlich, was die Unternehmer tun, und dann hat die Regierung sich so weit wie möglich bemüht, durch direkte Subventionen zur Deckung eines Teils der Löhne, Arbeitsplätze zu erhalten, bei denen keine effektive Arbeit bestand. Kleine und mittlere Unternehmen haben Personal entlassen, weil sie es nicht erhalten konnten. Doch die Entlassungen waren nicht massiv. Was indessen allgemein geschehen ist, ist dass freiwerdende Arbeitsplätze nicht neu besetzt wurden. Die Macri-Regierung hat die Initiative aufgenommen, um die Beschäftigung zu fördern, und die Gewerkschafter äussern sich nicht dazu, oder sie opponieren. Das sagt jedoch niemand in der Regierung. Warum? 

			Schatzminister Nicolás Dujovne, der unterschwellig jetzt die Rolle des formell nicht existierenden Wirtschaftsministers übernimmt, äusserte sich zur Frage der kommenden Lohnerhöhungen folgendermassen: im öffentlichen Bereich (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) könnten es nur 17% bis 18% sein, weil kein Geld für mehr vorhanden ist (streng genommen, auch nicht für diese Zulage), aber im privaten Bereich sei die Verhandlung frei, und in jedem Fall sollten sich die Zulagen an die Möglichkeiten der Unternehmen halten. Das war eine unvorsichtige Äusserung, die an der Tatsache vorbei geht, dass sich in der Regel Arbeitnehmer und -geber auf eine bestimmte Erhöhung einigen, die dann auf die Preise abgewälzt wird, so dass der Konsument die Zeche bezahlt. Bei den Banken hat die Gewerkschaft, die schon erreicht hat, dass zwei Verbände einer bedeutenden Zulage zugestimmt haben, sich auf die Tatsache berufen, dass die Banken viel verdienen. Die richtige Reaktion der Regierung bestünde jedoch in diesem Fall in einer Verringerung der Bankprovisionen und nicht in einer Gehaltserhöhung, die einen verheerenden Demonstrationseffekt hat. 

			Es muss bei den kommenden Erneuerungen der Arbeitsverträge eine Obergrenze für die Lohnzulagen geben. Von vorne herein muss bestimmt werden, dass die neuen Verträge bei Übertretung der Grenze nicht allgemeingültig erklärt werden. Das führt dann dazu, dass viele Unternehmen aus dem Verband austreten, der sie bisher vertreten hat, so dass es dann viele Einzelverhandlungen gibt, bei denen schlecht gehende Unternehmen (und das sind gegenwärtig sehr viele!) sehr wenig oder gar nichts geben. Ausserdem müsste die Regierung über das Produktionsministerium Vertreter bei den Verhandlungen ernennen, die bei diesen die grundsätzliche Stellung vertreten, dass die Lohnerhöhungen nicht auf die Preise abgewälzt werden dürfen. Auch wenn diese Vertreter, die per Dekret ernannt werden müssten, kein Stimmrecht haben, haben sie eine starke Stellung und geben den Unternehmern Rückendeckung.

			Die Regierung muss erreichen, dass die Lohnzulagen begrenzt bleiben. 17% bis 18% im öffentlichen Bereich sind in Ordnung, 20% bis 22% im privaten auch. Aber in einigen Fällen, wie bei einem Teil der Versicherungswirtschaft, wurden schon Zulagen von 35% vereinbart, und das hat einen schlimmen Demonstrationseffekt und droht, die Politik der Regierung über den Haufen zu werfen. Die Regierung muss schon jetzt deutliche Signale geben, dass sie keine höheren Lohnzulagen zulassen wird. Nur wenn dies für die Unternehmer glaubhaft ist, kann vermieden werden, dass schon vorbeugende Preiserhöhungen erfolgen. Denn die Unternehmen müssen schon vor den Lohnerhöhungen das Geld sammeln, um sie zu zahlen, umso mehr, als der Bankkredit sehr knapp ist.

			Präsident Macri darf sich nicht von den Gewerkschaften einschüchtern lassen. Auch wenn es zur Grosskundgebung und nachher zum Generalstreik kommt, muss er dies einfach hinnehmen, aber nicht nachgeben. Die Gewerkschafter haben im Grunde eine schwache Stellung, weil die Arbeiter im allgemeinen um ihren Arbeitsplatz besorgt sind und ihre Lohnansprüche dabei an zweiter Stelle stehen. Ebenso darf nicht vergessen werden, dass die Gewerkschaften von der Regierung Geld für ihre Sozialwerke erhalten und auch sonst finanziell unter Druck gesetzt werden können. Im Grunde sind sie eben Papiertiger, und davon muss die Regierung ausgehen. Menem ist es gelungen, die Gewerkschaften sanft zu bändigen; warum sollte Macri nicht das gleiche, mit einer ahnlichen Methode, erreichen können? Frage: ist sich Macri bewusst, dass er vor einer Schlacht steht, die das Schicksal seiner Regierung entscheidet?
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			Öffentliche Bauten sind in Schwung gekommen

			Transportminister Guillermo Dietrich berichtete Ende der Vorwoche über die öffentlichen Bauten in seinem Bereich, was sich besonders auf den Strassenbau (für den „Vialidad Nacional“ zuständig ist) und Bauten bezieht, die von Provinzen und Gemeinden abhängen. Er weist darauf hin, dass im Januar 42.000 Tonnen Asphalt verbraucht worden sind, 172% über dem gleichen Vorjahresmonat. Hier kommt jedoch einmal der Stillstand der öffentlichen Bauten zum Ausdruck, der nach dem Regierungswechsel einsetzte. Und dann bezieht sich der Asphaltkonsum vornehmlich auf Reparaturen von Strassen oder auf die Endphase des Strassenbaus. Dieser Indikator hat somit eine begrenzte Bedeutung. Doch auf alle Fälle sind viele öffentliche Bauten aufgenommen worden, von denen viele vorher schon in den letzten Monaten der Kirchner-Regierung (aus finanziellen Gründen) und weitere von Macri (zwecks Prüfung der Kosten) stillgelegt worden waren, und andere neu sind, und das ist positiv und trägt zur Konjunkturerholung bei. 

			Dietrich erklärte dann, gegenwärtig befänden sich 1.100 Km. Autobahnen in Bau, von denen 78 Km. schon beendet seien. Im Laufe dieses Jahres sollen es 1.900 Km. sein. Bei einer so wichtigen Angelegenheit wie dieser, hätte er ausführlicher berichten müssen. Ein gutes Autobahnnetz, das bestimmt mehr als 5.000 Km. umfasst, sollte erste Priorität beim Strassenbau sein, wobei das allgemeine landesweite Strassennetz in Abhängigkeit von den Autobahnen geplant werden muss. Besteht zumindest ein Programm, das die gesamten notwendigen Autobahnen umfasst?

			Der Minister erklärte auch, in diesem Jahr würden 1.000 Km. der Belgrano-Eisenbahn (von Buenos Aires nach Jujuy u.a. Orten des Nordens) erneuert. Damit sollte die Hauptstrecke gut befahrbar sein. Dies ist wichtig, weil sich die Macri-Regierung besonders für die Wiederherstellung des Frachtendienstes dieser Bahn eingesetzt hat, die für die Wirtschaft des Nordwestens sehr wichtig ist, weil sie Transportkosten stark senkt. In früheren Zeiten transportierte diese Bahn den größten Teil der Waren des Nordwestens (Zucker, Zitrusobst, Alkohol u.a. Produkte), die nach Buenos Aires gelangten. In den letzten Jahren war es nur ein kleiner Bruchteil, weil die Bahn total verkommen war. 

			Die Macri-Regierung kümmert sich besonders um die Errichtung neuer Metrobus-Strecken. Dieses System hatte Macri als Chef der Stadt Buenos Aires mit großem Erfolg eingeführt, weil dadurch die Fahrzeiten für Omnibusse und auch für Autos wesentlich verkürzt wurden. Jetzt will er es auf das ganze Land ausweiten. Im April soll eine neue Metrobus-Strecke im Vorort La Matanza in Betrieb genommen werden, und nachher eine in „3 de Febrero“. Danach soll der Metrobus in Städten des Landesinneren eingeführt werden. Es handelt sich um eine wahre Revolution des städtischen Transportsystems, die ausserdem relativ billig ist: ein Km. kostet u$s 5 Mio., gegen bis zu u$s 100 bei der U-Bahn.

			Der Verkehrsminister betonte, dass die Baukosten bei Strassen jetzt viel niedriger als unter den Kirchners seien. So sei der Bau der Strasse 19 unter der Regierung von CFK auf $ 9 Mrd. veranschlagt worden, während es jetzt nur $ 6,1 Mrd. sein sollen. In der Tat gab es unter den Kirchners phänomenale Aufpreise bei öffentlichen Bauten, und das ist nichts neues. Dietrich betonte, dass die öffentlichen Bauten jetzt korrekt zugeteilt und zu niedrigen Kosten durchgeführt werden. Das ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit, mit der sich das Thema jedoch in keiner Weise erschöpft. Dietrich gab keine weiteren Erklärungen über die Kriterien der Wahl der Projekte, die Planung der Durchführung (bei der die Einhaltung der Bauzeiten wesentlich ist), und die Finanzierung. Ist diese für eine längere Periode gesichert, oder kommt es wieder zu Unterbrechungen? Es geht darum, dass das traditionelle „stop and go“ überwunden wird, das Argentinien hunderte von Milliarden Dollar gekostet hat. 

			Dietrich bezog sich auch konkret auf den Bau der U-Bahn unter der Sarmiento-Eisenbahn, also vom Bahnhof Once bis zum Vorort Haedo. Dieses Projekt sei ab 2006 sechs Mal angekündigt worden, aber die Arbeiten wurden nie begonnen. „Jetzt schreiten die Arbeiten seit drei Monaten gut voran“, sagte er. Aber das Geld ist heute genau so wenig wie unter den Kirchners vorhanden. Dieses Projekt stellt gegenwärtig eine Fehlinvestition dar. Es ist sehr teuer, und das Problem, das sich bei Eisenbahn stellt, kann auch durch Tunnels unter den Strassenkreuzungen der Sarmiento-Bahn gelöst werden, so dass die Züge in kurzen Abständen fahren können, wie bei einer U-Bahn, ohne den Strassenverkehr zu stören. Denn darum geht es schliesslich. Das würde ein Bruchteil der sehr teuren U-Bahn kosten. Dabei könnte auch die sehr teure Bohrmaschine für die Tunnelausgrabung, die ein deutsches Unternehmen geliefert hat, für den Bau von U-Bahnen in der Stadt Buenos Aires eingesetzt werden, wo das U-Bahnnetz ständig erweitert wird. Doch diese wirtschaftlich viel günstigere Alternative wurde weder von den Kirchners, noch von Macri berücksichtigt. Beiläufig sei bemerkt, dass die brasilianische Firma Odebrecht auch am Bau der U-Bahn beteiligt ist, so dass der Korruptionsskandal eine Aufhebung des Vertrages erleichtert hätte.

			In der Öffentlichkeit weisen nur wir auf diese Fehlinvestition hin. Die finanziellen Mittel, über die der Staat für Investitionen verfügt, sind sehr knapp und müssen sorgfältig eingesetzt werden, mit strenger Beachtung der Prioritäten. Ist das so schwer zu verstehen?

			Minister Dietrich, und die Öffentlichkeit allgemein, stellen das Korruptionsproblem in den Vordergrund und vertreten dabei unterschwellig die Meinung, dass mit der Ausmerzung der Korruption alles gelöst ist. Doch dies geht am Hauptproblem vorbei, nämlich der guten Planung der einzelnen Projekte und deren Durchführung, der Vorsehung der finanziellen Mittel, die jedes Jahr für diesen Zweck bereitstehen, und der Prioritäten der einzelnen Projekte. Die Vergeudung öffentlicher Gelder bezieht sich weniger auf Überpreise als auf die fehlende Finanzplanung, die die Kosten der Projekte stark in die Höhe treibt, und die falsche Auswahl der einzelnen Projekte, wie z.B. das der U-Bahn unter der Sarmiento-Bahn.

			 

			 

		

	